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126.

Der gemäß Artikel 64 des Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten
ausübende Bundeskanzler erklärt hiemit, dem Übereinkommen über die Privilegien und Immuni-
täten der Vereinten Nationen, angenommen von der Generalversammlung der Vereinten Nationen
am 13. Feber 1946, welches also lautet:

(Übersetzung.)

Übereinkommen über die
Privilegien und Immunitäten

der Vereinten Nationen

angenommen von der
Generalversammlung der

Vereinten Nationen
am 13. Feber 1946

Da Artikel 104 der Satzung
der Vereinten Nationen be-
stimmt, daß die Organisation im
Gebiete jedes ihrer Mitglieder
die zur Ausübung ihrer Funk-
tionen und zur Verwirklichung
ihrer Ziele erforderliche Rechts-
stellung genießt und

da Artikel 105 der Satzung
der Vereinten Nationen be-
stimmt, daß die Organisation im
Gebiete jedes ihrer Mitglieder
die Privilegien und Immunitäten
genießt, die zur Verwirklichung
ihrer Ziele erforderlich sind,
und daß die Vertreter der Mit-
glieder der Vereinten Nationen
und die Beamten der Organisa-
tion gleichermaßen die Privile-
gien und Immunitäten genießen,
die erforderlich sind, um ihre
Funktionen im Zusammenhang
mit der Organisation in Unab-
hängigkeit auszuüben,

hat die Generalversammlung
mit einer am 13. Feber 1946
angenommenen Resolution das
folgende Übereinkommen ge-
nehmigt und jedem Mitglied der
Vereinten Nationen vorgeschla-
gen, ihm beizutreten.

ARTIKEL I

Rechtspersönlichkeit

Abschnitt 1.

Die Organisation der Verein-
ten Nationen besitzt Rechtsper-
sönlichkeit. Sie hat die Fähig-
keit,
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a) Verträge zu schließen;
b) unbewegliches und beweg-

liches Eigentum zu erwer-
ben und zu veräußern;

c) gerichtliche Verfahren ein-
zuleiten.

ARTIKEL II

Eigentum, Kapitalien und
Vermögenswerte

Abschnitt 2.

Die Organisation der Verein-
ten Nationen, ihr Eigentum und
ihre Vermögenswerte, wo
immer sie liegen und in wessen
Händen sie sich befinden, sind
von der Gerichtsbarkeit befreit,
es sei denn, daß die Organisation
in einem Sonderfall ausdrücklich
auf dieses Vorrecht verzichtet
hat. Es besteht jedoch Einver-
ständnis, daß der Verzicht sich
nicht auf Zwangsvollstreckungs-
maßnahmen erstrecken kann.

Abschnitt 3.

Die Räumlichkeiten der Or-
ganisation sind unverletzlich.
Ihr Eigentum und ihre Vermö-
genswerte, wo immer sie liegen
und in welchen Händen immer
sie sich befinden, sind vor Durch-
suchung, Requisition, Beschlag-
nahme, Enteignung und jeder
anderen Form von Zwangsmaß-
nahmen der Vollzugs-, Verwal-
tungs-, Gerichts- oder gesetz-
gebenden Behörden geschützt.

Abschnitt 4.

Die Archive der Organisation
sowie im allgemeinen alle ihr
gehörigen oder in ihren Händen
befindlichen Schriftstücke sind
unverletzlich, wo immer sie sich
befinden.

Abschnitt 5.

Ohne durch eine finanzielle
Überwachung, Regelung oder
ein Moratorium irgendwelcher
Art behindert zu sein, kann die
Organisation

a) Kapitalien, Gold oder Zah-
lungsmittel jeglicher Art
besitzen und Guthaben in
allen Währungen unter-
halten;
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b) Überweisungen ihrer Ka-
pitalien, ihres Goldes oder
ihrer Zahlungsmittel von
einem in ein anderes oder
innerhalb irgendeines Lan-
des vornehmen und alle
in ihrem Besitz befind-
lichen Zahlungsmittel in
jede beliebige Währung
umwandeln.

Abschnitt 6.

Bei der Ausübung der ihr ge-
mäß Abschnitt 5 zustehenden
Rechte berücksichtigt die Orga-
nisation der Vereinten Nationen
alle Vorstellungen, die von der
Regierung eines Mitgliedstaates
erhoben werden, insoweit sie
glaubt, ihnen ohne Nachteile für
die Belange der Vereinten Nati-
onen Folge geben zu können.

Abschnitt 7.

Die Organisation der Verein-
ten Nationen, ihre Vermögens-
werte, Einkünfte und anderes
Eigentum sind

a) befreit von allen direkten
Steuern. Es besteht jedoch
Einverständnis darüber,
daß die Organisation keine
Befreiung von Steuern ver-
langen wird, die in Wirk-
lichkeit nicht mehr sind
als Abgaben für öffentliche
Dienstleistungen;

b) befreit von Zollgebühren
sowie Ein- und Ausfuhr-
verboten und -beschrän-
kungen hinsichtlich der
von der Organisation der
Vereinten Nationen für
ihren amtlichen Gebrauch
ein- oder ausgeführten Ge-
genstände. Es besteht je-
doch Einverständnis dar-
über, daß die auf diese
Weise zollfrei eingeführten
Güter auf dem Gebiete
des Einfuhrlandes nicht
verkauft werden, es sei
denn zu den mit der Re-
gierung dieses Landes ver-
einbarten Bedingungen;

c) befreit von Zollgebühren
und Ein- und Ausfuhrver-
boten und -beschränkun-
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gen hinsichtlich ihrer Ver-
öffentlichungen.

Abschnitt 8.

Die Organisation der Verein-
ten Nationen wird im allgemei-
nen keine Befreiung von den im
Kaufpreis von beweglichen und
unbeweglichen Gütern inbegrif-
fenen Verbrauchs- und Umsatz-
steuern beanspruchen. Wenn
jedoch die Organisation für
ihren amtlichen Gebrauch grö-
ßere Ankäufe von Gütern vor-
nimmt, in deren Preis derartige
Steuern und Abgaben inbegriffen
sind, so werden die Mitglieder,
wann immer möglich, geeignete
Verwaltungsmaßnahmen im
Hinblick auf die Erlassung oder
Rückerstattung des Betrages
dieser Steuern und Abgaben
treffen.

ARTIKEL III

Erleichterungen für den
Nachrichtenverkehr

Abschnitt 9.

Die Organisation der Verein-
ten Nationen genießt auf dem
Gebiete jedes Mitgliedes für
ihren amtlichen Nachrichtenver-
kehr keine weniger vorteilhafte
Behandlung, als sie von der Re-
gierung dieses Mitgliedes jeder
anderen Regierung einschließlich
deren diplomatischen Missionen
hinsichtlich des Vorzugsrechtes
der Tarife und Gebühren für
Briefpost, Kabel, Telegramme,
Radiogramme, Telephotogra-
phien, Telephonverbindungen
und anderer Arten der Nach-
richtenübermittlung sowie in be-
zug auf die Pressetarife für die
Mitteilungen an die Presse und
an den Rundfunk gewährt wer-
den. Die amtlichen Briefe und
die anderen amtlichen Mitteilun-
gen der Organisation unterliegen
nicht der Zensur.

Abschnitt 10.

Die Organisation der Verein-
ten Nationen hat das Recht,
Codes zu benutzen sowie ihre
Briefe durch Kuriere oder in
Postsäcken (Valisen) abzusenden
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oder zu empfangen, die die-
selben Privilegien und Immuni-
täten genießen wie die diploma-
tischen Kuriere und Kuriersäcke
(Valisen)

ARTIKEL IV

Vertreter der Mitglieder

Abschnitt 11.

Die Vertreter der Mitglieder
bei den Haupt- und Hilfsorga-
nen der Vereinten Nationen und
bei den von den Vereinten Nati-
onen einberufenen Konferenzen
genießen während der Ausübung
ihrer Aufgaben und auf ihren
Reisen zum und vom Konfe-
renzorte die folgenden Privile-
gien und Immunitäten:

a) Schutz vor persönlicher
Verhaftung oder Zurück-
haltung und vor Beschlag-
nahme ihres persönlichen
Gepäcks und in bezug auf
ihre mündlichen und
schriftlichen Äußerungen
sowie alle Handlungen, die
sie in ihrer Eigenschaft als
Vertreter setzen, Schutz vor
jeglicher Gerichtsbarkeit;

b) Unverletzlichkeit aller
Schriftstücke und Urkun-
den;

c) das Recht, Codes zu be-
nutzen und Schriftstücke
oder Briefe durch Kurier
oder in versiegelten Post-
säcken (Valisen) zu emp-
fangen;

d) in den Staaten, die sie bei
Ausübung ihrer Aufgaben
besuchen oder durchreisen,
Befreiung von Einwande-
rungsbeschränkungen, von
der Ausländerregistrierung
und von den nationalen
Dienstverpflichtungen für
sich selbst und für ihre
Ehegatten;

e) die gleichen Erleichterun-
gen in bezug auf Wäh-
rungs- oder Geldwechsel-
beschränkungen, wie sie
den Vertretern auslän-
discher Regierungen in
vorübergehender amtlicher
Mission gewährt werden;



38. Stück — Ausgegeben am 24. Juni 1957 — Nr. 126 789

f) die gleichen Immunitäten
und Erleichterungen in be-
zug auf ihr persönliches
Gepäck, wie sie diploma-
tischen Beamten gewährt
werden, und gleicher-
maßen

g) andere Privilegien, Immu-
nitäten und Erleichterun-
gen, die diplomatische Be-
amte genießen und die
nicht im Widerspruch zu
den vorgenannten stehen,
ausgenommen das Recht,
die Befreiung von Ver-
brauchs- oder Umsatz-
steuern oder von Zöllen
für jene eingeführten Ge-
genstände zu verlangen,
die nicht Teile ihres per-
sönlichen Gepäcks sind.

Abschnitt 12.

Um den Vertretern der Mit-
glieder bei den Haupt- und
Hilfsorganen der Vereinten
Nationen und bei den von der
Organisation einberufenen Kon-
ferenzen volle Redefreiheit und
volle Unabhängigkeit bei der
Ausübung ihrer Pflichten zu
sichern, wird ihnen der Schutz
vor. gerichtlicher Verfolgung in
bezug auf ihre schriftlichen und
mündlichen Äußerungen sowie
alle Handlungen, die sie bei der
Ausübung ihrer Pflichten gesetzt
haben, weiterhin gewährt, auch
wenn diese Personen nicht mehr
Vertreter der Mitglieder sind.

Abschnitt 13.

Dort, wo der Anfall irgend-
einer Steuer vom Aufenthalt ab-
hängt, werden Zeiträume, wäh-
rend welcher die Vertreter der
Mitglieder bei den Haupt- und
Hilfsorganen der Vereinten
Nationen und bei den von der
Organisation der Vereinten
Nationen einberufenen Konfe-
renzen in einem Mitgliedstaat
zur Ausübung ihrer Aufgaben
anwesend sind, nicht als Auf-
enthaltszeiträume angesehen.

Abschnitt 14.

Die Privilegien und Immuni-
täten werden den Vertretern der
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Mitglieder nicht zu ihrem per-
sönlichen Vorteil gewährt, son-
dern um ihnen die unabhängige
Ausübung ihrer Pflichten in
Verbindung mit der Organi-
sation zu sichern. Infolgedessen
hat ein Mitglied nicht nur das
Recht, sondern die Pflicht, die
Immunität seiner Vertreter in
jedem Falle aufzuheben, in dem
nach der Meinung des Mitgliedes
die Immunität den Lauf der Ge-
rechtigkeit hindern würde und
in dem die Immunität ohne
Nachteil für den Zweck, für den
sie gewährt wurde, aufgehoben
werden kann.

Abschnitt 15.

Die Bestimmungen der Ab-
schnitte 11, 12 und 13 sind nicht
anwendbar auf einen Vertreter
gegenüber den Behörden des
Staates, dessen Staatsangehöriger
er ist oder dessen Vertreter er
ist oder war.

Abschnitt 16.

Die in dem vorstehenden
Artikel verwendete Bezeichnung
„Vertreter" umfaßt alle Dele-
gierten, Delegiertenstellvertreter,
Berater, Sachverständigen und
Sekretäre der Delegation.

ARTIKEL V

Beamte

Abschnitt 17.

Der Generalsekretär bestimmt
die Kategorien von Beamten,
auf welche die Bestimmungen
dieses Artikels und des Arti-
kels VII Anwendung finden. Er
unterbreitet die Liste der Gene-
ralversammlung und teilt sie
sodann den Regierungen aller
Mitglieder mit. Die Namen der
in diesen Kategorien enthaltenen
Beamten werden von Zeit zu
Zeit den Regierungen der Mit-
glieder bekanntgegeben werden.

Abschnitt 18.

Beamte der Organisation der
Vereinten Nationen

a) sind geschützt vor gericht-
licher Verfolgung in bezug
auf ihre mündlichen und
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schriftlichen Äußerungen
und alle Handlungen, die
von ihnen in ihrer offi-
ziellen Eigenschaft gesetzt
werden;

b) sind von allen Steuern in
bezug auf die von der
Organisation der Verein-
ten Nationen bezahlten
Gehälter und Einkünfte
befreit;

c) sind von den Verpflichtun-
gen zum nationalen Dienst
befreit;

d) sind zusammen mit ihren
Gatten und den von ihnen
abhängigen Verwandten
frei von Einwanderungs-
beschränkungen und der
Ausländerregistrierung ;

e) erhalten in bezug auf Er-
leichterungen für den
Geldwechsel dieselben Pri-
vilegien, wie sie den Be-
amten diplomatischer Ver-
tretungen von entspre-
chendem Rang, die bei der
betreffenden Regierung
akkreditiert sind, gewährt
werden;

f) genießen zusammen mit
ihren Gatten und den von
ihnen abhängigen Ver-
wandten in Zeiten inter-
nationaler Krisen diesel-
ben Heimbeförderungser-
leichterungen wie diplo-
matische Gesandte;

g) haben das Recht, bei ihrem
ersten Dienstantritt im be-
treffenden Land ihre Woh-
nungseinrichtungen und
Gebrauchsgegenstände zoll-
frei einzuführen.

Abschnitt 19.

Außer den in Abschnitt 18
vorgesehenen Privilegien und
Immunitäten werden dem Gene-
ralsekretär und allen stellver-
tretenden Generalsekretären in
bezug auf sich selbst, ihre Gat-
tinnen und ihre minderjährigen
Kinder diejenigen Privilegien
und Immunitäten, Befreiungen
und Erleichterungen gewährt,
die diplomatischen Gesandten
gemäß Völkerrecht gewährt
werden.
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Abschnitt 20.

Die Privilegien und Immuni-
täten werden den Beamten nur
im Interesse der Vereinten
Nationen und nicht zum per-
sönlichen Vorteil der einzelnen
selbst gewährt. Der General-
sekretär hat das Recht und die
Pflicht, auf die Immunität eines
Beamten in jedem Fall zu ver-
zichten, in dem nach seiner
Meinung die Immunität den
Lauf der Gerechtigkeit hindern
würde und in dem auf sie ohne
Nachteil für die Interessen der
Organisation verzichtet werden
kann. Im Falle des General-
sekretärs ist der Sicherheitsrat
berufen, die Immunitäten auf-
zuheben.

Abschnitt 21.

Die Organisation der Verein-
ten Nationen arbeitet jederzeit
mit den zuständigen Behörden
der Mitgliedstaaten zusammen,
um die angemessene Hand-
habung der Rechtsprechung zu
erleichtern, die Beobachtung der
Polizeivorschriften zu sichern
und jeden Mißbrauch im Zu-
sammenhange mit den in diesem
Artikel erwähnten Privilegien,
Immunitäten und Erleichterun-
gen zu verhindern.

ARTIKEL VI

Beauftragte Sachverständige der
Organisation der Vereinten

Nationen

Abschnitt 22.

Den Sachverständigen (außer
den Beamten, die unter die Be-
stimmungen des Artikels V fal-
len), welche Aufträge für die
Organisation der Vereinten
Nationen ausführen, werden
Privilegien und Immunitäten,
soweit es für die Ausübung ihrer
Funktionen in Unabhängigkeit
erforderlich ist, während der
Dauer dieser Aufgabe einschließ-
lich der Zeit, die sie auf der
Reise verbringen, gewährt. Im
besonderen genießen sie folgende
Privilegien und Immunitäten:

a) Schutz vor persönlicher
Verhaftung oder Zurück-
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haltung und vor Beschlag-
nahme ihres persönlichen
Gepäcks;

b) Schutz vor jeglicher Ge-
richtsbarkeit in bezug auf
ihre mündlichen und
schriftlichen Äußerungen,
die sie bei Erfüllung ihrer
Aufgaben setzen. Dieser
Schutz wirkt ungeachtet
der Tatsache weiter, daß
diese Personen nicht mehr
Aufträge für die Organi-
sation der Vereinten Na-
tionen ausführen;

c) Unverletzlichkeit aller
Schriftstücke und Urkun-
den;

d) zur Aufrechterhaltung des
Nachrichtenverkehrs mit
der Organisation der Ver-
einten Nationen das Recht,
Codes zu benützen,
Schriftstücke und Briefe
durch Kurier oder in ver-
siegelten Postsäcken (Va-
lisen) zu empfangen;

e) die gleichen Erleichterun-
gen in bezug auf Wäh-
rungs- oder Geldwechsel-
beschränkungen, wie sie
den Vertretern ausländi-
scher Regierungen in vor-
übergehender amtlicher
Mission gewährt werden;

f) die gleichen Immunitäten
und Erleichterungen in be-
zug auf ihr persönliches
Gepäck, wie sie diploma-
tischen Beamten gewährt
werden.

Abschnitt 23.

Die Privilegien und Immuni-
täten werden den Sachverstän-
digen im Interesse der Organi-
sation der Vereinten Nationen
und nicht zu ihrem persönlichen
Vorteil gewährt. Der General-
sekretär hat das Recht und die
Pflicht, auf die Immunität eines
Sachverständigen in jedem Fall
zu verzichten, in dem nach sei-
ner Meinung die Immunität den
Lauf der Gerechtigkeit hindern
würde und in dem auf sie ohne
Nachteil für die Interessen der
Organisation verzichtet werden
kann.
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ARTIKEL VII

Laissez-passer der Vereinten
Nationen

Abschnitt 24,

Die Organisation der Verein-
ten Nationen kann Laissez-
passer an ihre Beamten ausge-
ben. Die Mitgliedstaaten aner-
kennen und nehmen diese
Laissez-passer unter Berücksich-
tigung der Bestimmungen des
Abschnittes 25 als gültige Reise-
dokumente an.

Abschnitt 25.

Ansuchen um Visa (wo solche
notwendig sind) von Inhabern
dieser Laissez-passer werden,
wenn sie von einer Bestätigung
begleitet sind, daß diese Beam-
ten im Auftrag der Organisation
reisen, so schnell als möglich be-
handelt. Außerdem werden sol-
chen Personen Erleichterungen
für schnelles Reisen gewährt.

Abschnitt 26.

Ähnliche Erleichterungen wie
jene im Abschnitt 25 werden
den Sachverständigen und an-
deren Personen gewährt, die,
obwohl sie selbst nicht Inhaber
eines Laissez-passer der Verein-
ten Nationen sind, eine Bestä-
tigung haben, daß sie im Auf-
trag der Organisation reisen.

Abschnitt 27.

Dem Generalsekretär, den
stellvertretenden Generalsekre-
tären und den Abteilungsleitern,
welche im Auftrag der Organi-
sation mit einem von ihr aus-
gegebenen Laissez-passer reisen,
werden die gleichen Erleichte-
rungen wie den diplomatischen
Gesandten gewährt.

Abschnitt 28.

Die Bestimmungen dieses Ar-
tikels können auf Beamte mit
einem entsprechenden Rang, die
SpezialOrganisationen angehören,
angewendet werden, wenn die
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im Sinne des Artikels 63 der
Satzung erwähnten Abkommen,
betreffend die Beziehungen zwi-
schen diesen Spezialorganisa-
tionen und der Organisation,
eine diesbezügliche Bestimmung
enthalten.

ARTIKEL VIII

Beilegung von Meinungsver-
schiedenheiten

Abschnitt 29.

Die Organisation der Verein-
ten Nationen trifft Vorkehrun-
gen für angemessene Arten der
Beilegung von:

a) Meinungsverschieden-
heiten, die aus Verträgen
oder anderen Meinungs-
verschiedenheiten des Pri-
vatrechtes entstehen, in
denen die Organisation
Partei ist;

b) Meinungsverschieden-
heiten, in die ein Beamter
der Organisation verwik-
kelt ist, der auf Grund
seiner offiziellen Stellung
die Immunität genießt,
wenn diese Immunität
nicht durch den General-
sekretär aufgehoben wurde.

Abschnitt 30.

Alle Meinungsverschiedenhei-
ten, die aus der Auslegung oder
Anwendung des vorliegenden
Übereinkommens entstehen,
werden dem Internationalen
Gerichtshof überwiesen werden,
außer wenn die Parteien in
einem Falle übereinkommen, zu
einer anderen Art der Beilegung
Zuflucht zu nehmen. Wenn eine
Meinungsverschiedenheit zwi-
schen der Organisation der Ver-
einten Nationen einerseits und
einem Mitgliedstaat anderseits
entsteht, so wird über jede auf-
geworfene Rechtsfrage ein An-
suchen um ein Rechtsgutachten
gestellt, und zwar in Überein-
stimmung mit Artikel 96 der
Satzung und Artikel 65 des
Statuts des Gerichtshofes. Das
Rechtsgutachten des Gerichts-
hofes wird von den Parteien als
entscheidend angenommen.
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SCHLUSSARTIKEL

Abschnitt 31.

Das vorliegende Übereinkom-
men steht allen Mitgliedern der
Organisation der Vereinten Na-
tionen zum Beitritt offen.

Abschnitt 32.

Der Beitritt erfolgt durch die
Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde beim Generalsekretär der
Organisation der Vereinten Na-
tionen und wird hinsichtlich
jedes Mitgliedes mit dem Zeit-
punkte der Hinterlegung der
Beitrittsurkunde durch dieses
Mitglied wirksam.

Abschnitt 33.

Der Generalsekretär benach-
richtigt alle Mitglieder der Or-
ganisation der Vereinten Na-
tionen von jeder Hinterlegung
einer Beitrittsurkunde.

Abschnitt 34.

Es besteht Einverständnis dar-
über, daß, wenn eine Beitritts-
urkunde durch irgendein Mit-
glied hinterlegt wird, dieses Mit-
glied in der Lage sein muß, die
Bestimmungen des vorliegenden
Übereinkommens nach seinem
eigenen Recht zu verwirklichen.

Abschnitt 35.

Das vorliegende Übereinkom-
men bleibt so lange zwischen der
Organisation der Vereinten Na-
tionen und jedem Mitglied, das
seine Beitrittsurkunde hinterlegt
hat, in Kraft, als dieses Mitglied
Mitglied der Organisation ist
oder bis ein abgeändertes allge-
meines Übereinkommen von der
Generalversammlung angenom-
men wurde und das genannte
Mitglied Vertragsstaat dieses
letzteren Übereinkommens ge-
worden ist.

Abschnitt 36.

Der Generalsekretär kann mit
einem oder mehreren Mitglie-
dern Zusatzvereinbarungen ab-
schließen, die die Bestimmungen
des vorliegenden Übereinkom-
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mens hinsichtlich dieses oder
dieser Mitglieder ergänzen. Diese
Zusatzvereinbarungen werden in
jedem Fall der Generalversamm-
lung zur Genehmigung vor-
gelegt.

namens der Republik Österreich beizutreten und verspricht in deren Namen die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Übereinkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Beitrittsurkunde von dem gemäß Artikel 64 des
Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten ausübenden Bundeskanzler
unterzeichnet, vom Vizekanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz,
vom Bundesminister für Unterricht, vom Bundesminister für soziale Verwaltung, vom Bundes-
minister für Finanzen, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, vom Bundesminister
für Handel und Wiederaufbau, vom Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, vom
Bundesminister für Landesverteidigung und vom Bundesminister für die Auswärtigen Angelegen-
heiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 26. April 1957.

Der gemäß Artikel 64 des Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten
ausübende Bundeskanzler:

Raab

Der Vizekanzler:
Schärf

Der Bundesminister für Inneres:
Helmer

Der Bundesminister für Justiz:
Tschadek

Der Bundesminister für Unterricht:
Drimmel

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Proksch

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Thoma

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:
Waldbrunner

Der Bundesminister für Landesverteidigung:
Graf

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Das vorliegende Übereinkommen ist gemäß seinem Abschnitt 32 am 10. Mai 1957 für
Österreich in Kraft getreten.

Raab
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127.

Der gemäß Artikel 64 des Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten
ausübende Bundeskanzler erklärt hiemit, dem Allgemeinen Abkommen über die Privilegien und
Immunitäten des Europarates, abgeschlossen in Paris am 2. September 1949, samt Zusatzprotokoll,
abgeschlossen in Straßburg am 6. November 1952, welches also lautet:

(Übersetzung.)

ALLGEMEINES ABKOM-
MEN ÜBER DIE PRIVILE-
GIEN UND IMMUNITÄ-
TEN DES EUROPARATES

Die Regierungen des König-
reiches Belgien, des Königreiches
Dänemark, der Französischen
Republik, des Königreiches
Griechenland, der Irischen Re-
publik, der Italienischen Repu-
blik, des Großherzogtums
Luxemburg, des Königreiches der
Niederlande, des Königreiches
Norwegen, des Königreiches
Schweden, der Türkischen Re-
publik und des Vereinigten
Königreiches von Großbritan-
nien und Nordirland sind,

da gemäß Artikel 40, Ab-
satz a, der Satzung des Europa-
rates der Europarat, die Ver-
treter der Mitglieder und das
Sekretariat auf den Gebieten der
Mitglieder die zur Erfüllung
ihrer Aufgaben notwendigen
Privilegien und Immunitäten
genießen;

da gemäß Absatz b des vor-
genannten Artikels die Mitglie-
der des Rates sich verpflichtet
haben, ein Abkommen abzu-
schließen, um die Bestimmungen
des genannten Absatzes voll zu
verwirklichen;

da das Ministerkomitee be-
schlossen hat, den Regierungen
der Mitglieder die Annahme der
nachstehenden Bestimmungen zu
empfehlen;

wie folgt übereingekommen:

TEIL I

Rechtspersönlichkeit — Befug-
nisse

Artikel 1

Der Europarat besitzt Rechts-
persönlichkeit. Er hat die Fähig-
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keit, Verträge zu schließen, un-
bewegliches und bewegliches
Eigentum zu erwerben und zu
veräußern und gerichtliche Ver-
fahren einzuleiten.

Der Generalsekretär ergreift
im Namen des Rates alle hiefür
notwendigen Maßnahmen.

Artikel 2

Der Generalsekretär arbeitet
jederzeit mit den zuständigen
Behörden der Mitglieder zusam-
men, um die angemessene Hand-
habung der Rechtsprechung zu
erleichtern, die Beobachtung der
Polizeivorschriften zu sichern
und jeden Mißbrauch der in
diesem Abkommen angeführten
Privilegien, Immunitäten, Be-
freiungen und Erleichterungen
zu verhindern.

TEIL II

Eigentum, Kapitalien und Ver-
mögenswerte

Artikel 3

Der Rat, sein Eigentum und
seine Vermögenswerte, wo im-
mer sie liegen und in wessen
Händen immer sie sich befinden,
sind von der Gerichtsbarkeit
befreit, es sei denn, daß das
Ministerkomitee in einem Son-
derfall ausdrücklich auf dieses
Vorrecht verzichtet hat. Es be-
steht jedoch Einverständnis
darüber, daß der Verzicht sich
nicht auf Zwangs- und Voll-
streckungsmaßnahmen erstrek-
ken kann.

Artikel 4

Die Räumlichkeiten und Ge-
bäude des Rates sind unver-
letzlich. Sein Eigentum und
seine Vermögenswerte, wo im-
mer sie liegen und in wessen
Händen immer sie sich befin-
den, sind geschützt vor Durch-
suchungen, Requisition, Be-
schlagnahme, Enteignung und
jeder anderen Form von
Zwangsmaßnahmen der Ver-
waltungs- und Gerichtsbehör-
den.
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Artikel 5

Die Archive des Rates sowie
im allgemeinen alle ihm gehöri-
gen oder in seinen Händen be-
findlichen Schriftstücke sind un-
verletzlich, wo immer sie sich
befinden.

Artikel 6

Ohne durch eine finanzielle
Überwachung, Regelung oder
ein Moratorium behindert zu
sein, kann der Rat

a) Zahlungsmittel jeglicher
Art besitzen und Gut-
haben in allen Währungen
unterhalten;

b) Überweisungen seiner Ka-
pitalien von einem Land
in ein anderes oder inner-
halb irgendeines Landes
vornehmen und alle in
seinem Besitz befindlichen
Zahlungsmittel in jede be-
liebige Währung umwan-
deln;

c) bei der Ausübung der ihm
gemäß der vorstehenden
Absätze a und b zuste-
henden Rechte berücksich-
tigt der Rat alle Vorstel-
lungen, die von der Re-
gierung eines Mitgliedes
erhoben werden, insoweit
er glaubt, ihnen ohne
Nachteil für seine Belange
Folge geben zu können.

Artikel 7

Der Rat, seine Vermögens-
werte, Einkünfte und anderes
Eigentum sind befreit

à) von allen direkten Steuern.
Der Rat wird jedoch nicht
die Befreiung von Steuern,
Abgaben und Gebühren
verlangen, die nur Ab-
gaben für öffentliche
Dienstleistungen sind;

b) von Zollgebühren sowie
Ein- und Ausfuhrverboten
und -beschränkungen hin-
sichtlich der zu seinem
amtlichen Gebrauch be-
stimmten Güter. Die auf
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diese Weise zollfrei einge-
führten Güter dürfen nicht
verkauft werden, es sei
denn zu den mit der
Regierung dieses Landes
vereinbarten Bedingungen;

c) von Zollgebühren, Ein-
und Ausfuhrverboten und
-beschränkungen hinsicht-
lich seiner Veröffentlichun-
gen.

TEIL III

Nachrichtenverkehr

Artikel 8

Das Ministerkomitee und der
Generalsekretär genießen auf
dem Gebiete jedes Mitgliedes
für ihren amtlichen Nachrichten-
verkehr eine mindestens ebenso
vorteilhafte Behandlung, wie sie
von diesem Mitglied der diplo-
matischen Mission jeder anderen
Regierung gewährt wird.

Die amtlichen Briefe und die
andern amtlichen Mitteilungen
des Ministerkomitees und des
Sekretariates dürfen nicht zen-
suriert werden.

TEIL IV

Vertreter im Ministerkomitee

Artikel 9

Die Vertreter im Minister-
komitee genießen während der
Ausübung ihrer Aufgaben und
auf ihren Reisen zum und vom
Konferenzorte die folgenden
Privilegien:

a) Schutz vor persönlicher
Verhaftung oder Zurück-
haltung und vor Beschlag-
nahme ihres persönlichen
Gepäcks und, in bezug auf
ihre mündlichen und
schriftlichen Äußerungen
sowie alle Handlungen, die
sie in ihrer offiziellen
Eigenschaft setzen, Schutz
vor jeglicher Gerichtsbar-
keit;
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b) Unverletzlichkeit aller
Schriftstücke und Urkun-
den;

c) das Recht, Codes zu be-
nützen und Schriftstücke
oder Briefe durch Kurier
oder in versiegelten Post-
säcken (Valisen) zu emp-
fangen;

d) in den Staaten, die sie bei
Ausübung ihrer Aufgaben
besuchen oder durchreisen,
Befreiung von Einwande-
rungsbeschränkungen und
von der Ausländerregi-
strierung für sich selbst
und für ihre Ehegatten;

e) die gleichen Erleichterun-
gen in bezug auf Wäh-
rungs- oder Geldwechselbe-
schränkungen, wie sie den
Mitgliedern diplomatischer
Vertretungen von entspre-
chendem Rang gewährt
werden;

f) die gleichen Immunitäten
und Erleichterungen in
bezug auf ihr persönliches
Gepäck, wie sie den Mit-
gliedern diplomatischer
Vertretungen von entspre-
chendem Rang gewährt
werden.

Artikel 10

Um den Vertretern im Mini-
sterkomitee volle Redefreiheit
und volle Unabhängigkeit bei
der Ausübung ihrer Pflichten zu
sichern, wird ihnen der Schutz
vor gerichtlicher Verfolgung in
bezug auf ihre schriftlichen und
mündlichen Äußerungen sowie
alle Handlungen, die sie bei der
Ausübung ihrer Pflichten gesetzt
haben, weiterhin gewährt, auch
wenn die betreffenden Personen
nicht weiter mit der Durchfüh-
rung solcher Aufgaben betraut
sind.

Artikel 11

Die Privilegien und Immuni-
täten werden den Vertretern der
Mitglieder nicht zu ihrem per-
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sönlichen Vorteil gewährt, son-
dern um ihnen die unabhängige
Ausübung ihrer Pflichten in
Verbindung mit dem Minister-
komitee zu sichern. Infolgedes-
sen hat ein Mitglied nicht nur
das Recht, sondern die Pflicht,
die Immunität seiner Vertreter
in jedem Falle aufzuheben, in
dem nach der Meinung des Mit-
gliedes die Immunität den Lauf
der Gerechtigkeit hindern würde
und in dem die Immunität ohne
Nachteil für den Zweck, für den
sie gewährt wurde, aufgehoben
werden kann.

Artikel 12

a) Die Bestimmungen der
Artikel 9, 10 und 11 sind
nicht anwendbar in bezug
auf die Behörden eines
Staates, dessen Staatsange-
höriger die Person ist oder
dessen Vertreter er ist
oder war.

b) Die in den Artikeln 9, 10,
11 und 12 a verwendete
Bezeichnung „Vertreter"
umfaßt alle Vertreter,
Delegiertenvertreter, Be-
rater, Sachverständige und
Sekretäre der Delegation.

TEIL V

Vertreter in der Beratenden
Versammlung

Artikel 13

Die Reisen der Vertreter in
der Beratenden Versammlung
und ihrer Stellvertreter zum
und vom Konferenzort der Ver-
sammlung dürfen durch keiner-
lei Verwaltungs- oder andere
Beschränkungen behindert wer-
den.

Den Vertretern und ihren
Stellvertretern werden hinsicht-
lich der Zoll- und Devisenkon-
trolle gewährt:

a) von ihrer eigenen Regie-
rung die gleichen Erleich-
terungen, die den hohen
Beamten, die sich in vor-
übergehender amtlicher
Mission ins Ausland be-
geben, gewährt werden;
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b) von den Regierungen der
anderen Mitglieder die
gleichen Erleichterungen,
wie sie den Vertretern
ausländischer Regierungen
in vorübergehender amt-
licher Mission gewährt
werden.

Artikel 14

Die Vertreter in der Beraten-
den Versammlung und ihre
Stellvertreter können nicht we-
gen der in Ausübung ihrer Auf-
gaben geäußerten Ansichten oder
ihrer Stimmabgabe geklagt, ver-
haftet oder gerichtlich verfolgt
werden.

Artikel 15

Während der Dauer der
Tagungen der Beratenden Ver-
sammlung genießen die Vertre-
ter in der Versammlung und
ihre Stellvertreter, mögen sie
Parlamentarier sein oder nicht,

a) in ihrem eigenen Land die
den Mitgliedern des Par-
lamentes ihres Landes ge-
währten Immunitäten;

b) in allen anderen Mitglied-
staaten Schutz gegen Ver-
haftung und gerichtliche
Verfolgung.

Diese Immunität gilt auch für
ihre Reise zum und vom Kon-
ferenzort der Beratenden Ver-
sammlung. Sie findet keine An-
wendung bei Betreten auf fri-
scher Tat und berührt auch
nicht das Recht der Versamm-
lung, die Immunität eines Ver-
treters oder Stellvertreters auf-
zuheben.

TEIL VI

Beamte des Rates

Artikel 16

Außer den im nachstehenden
Artikel 18 vorgesehenen Privi-
legien und Immunitäten werden
dem Generalsekretär und dem
Stellvertretenden Generalsekre-
tär für ihre eigene Person, ihre
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Gattinnen und ihre minder-
jährigen Kinder diejenigen Privi-
legien, Immunitäten, Befreiun-
gen und Erleichterungen ge-
währt, die diplomatischen Ge-
sandten gemäß Völkerrecht ge-
währt werden.

Artikel 17

Der Generalsekretär bestimmt
die Kategorien von Beamten,
auf welche die Bestimmungen
des nachstehenden Artikels 18
ganz oder teilweise Anwendung
finden. Er verständigt hievon
die Regierungen aller Mitglieder.
Die Namen der in diesen Kate-
gorien enthaltenen Beamten
werden von Zeit zu Zeit den
Regierungen der Mitglieder be-
kanntgegeben werden.

Artikel 18

Die Beamten des Europarates

a) sind geschützt vor gericht-
licher Verfolgung in bezug
auf ihre mündlichen und
schriftlichen Äußerungen
und alle Handlungen, die
von ihnen in ihrer offiziel-
len Eigenschaft und im
Rahmen ihrer Befugnisse
gesetzt werden;

b) sind von allen Steuern in
bezug auf die vom Eu-
roparat bezahlten Gehäl-
ter und Einkünfte befreit;

c) sind zusammen mit ihren
Gatten und den von ihnen
abhängigen Verwandten
frei von Einwanderungs-
beschränkungen und der
Ausländerregistrierung ;

d) erhalten in bezug auf Er-
leichterungen für den
Geldwechsel dieselben Pri-
vilegien, wie sie Beamten
diplomatischer Vertretun-
gen von entsprechendem
Rang, die bei der betref-
fenden Regierung akkre-
ditiert sind, gewährt wer-
den;

e) genießen, zusammen mit
ihren Gatten und den von
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ihnen abhängigen Ver-
wandten, in Zeiten inter-
nationaler Krisen diesel-
ben Heimbeförderungs-
erleichterungen wie diplo-
matische Gesandte;

f) haben das Recht, bei
ihrem ersten Dienstantritt
im betreffenden Land ihre
Wohnungseinrichtungen
und Gebrauchsgegenstände
zollfrei einzuführen und
nach Beendigung ihrer
Funktionen in ihr Her-
kunftsland wiederauszu-
führen.

Artikel 19

Die Privilegien, Immunitäten
und Erleichterungen werden den
Beamten nur im Interesse des
Rates und nicht zum Vorteil
der einzelnen selbst gewährt.
Der Generalsekretär hat das
Recht und die Pflicht, auf die
Immunität eines Beamten in je-
dem Fall zu verzichten, in dem
nach seiner Meinung die Im-
munität den Lauf der Gerechtig-
keit hindern würde und in dem
auf sie ohne Nachteil für die In-
teressen des Rates verzichtet
werden kann. Im Falle des Ge-
neralsekretärs und des Stellver-
tretenden Generalsekretärs ist
das Ministerkomitee berufen,
die Immunität aufzuheben.

TEIL VII

Zusatzabkommen

Artikel 20

Der Rat kann mit einem oder
mehreren Mitgliedern Zusatz-
vereinbarungen abschließen, die
die Bestimmungen des vorlie-
genden Allgemeinen Abkom-
mens hinsichtlich dieses oder
dieser ergänzen.

TEIL VIII

Streitigkeiten

Artikel 21

Alle Streitigkeiten zwischen
dem Rat und Privatpersonen
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über Lieferungen, Dienstleistun-
gen oder Käufe von Liegenschaf-
ten für Rechnung des Rates sind
einem Verwaltungsschiedsver-
fahren zu unterbreiten, dessen
Einzelheiten durch Anordnung
des Generalsekretärs, die der
Zustimmung des Ministerkomi-
tees bedarf, bestimmt werden.

TEIL IX

Schlußbestimmungen

Artikel 22

Dieses Abkommen bedarf der
Ratifikation. Die Ratifikations-
urkunden werden beim Gene-
ralsekretär des Europarates hin-
terlegt. Das Abkommen tritt in
Kraft, sobald sieben Signatar-
staaten ihre Ratifikationsurkun-
den hinterlegt haben.

Bis zum Inkrafttreten des Ab-
kommens gemäß dem vorste-
henden Absatz vereinbaren die
Signatarstaaten, um eine rei-
bungslose Tätigkeit des Rates zu
ermöglichen, dieses Abkommen
gemäß ihren verfassungsrechtli-
chen Bestimmungen von der
Unterzeichnung an vorläufig an-
zuwenden.

Zu Urkund dessen haben die
zu diesem Zweck ordnungs-
gemäß bevollmächtigten und be-
glaubigten Unterzeichneten die-
ses Allgemeine Abkommen un-
terschrieben.

Geschehen zu Paris, am
2. September 1949, in französi-
scher und englischer Sprache,
wobei beide Fassungen gleicher-
maßen authentisch sind, in
einem einzigen Exemplar, das
in den Archiven des Europara-
tes aufbewahrt wird. Der Ge-
neralsekretär übermittelt jeder
Regierung, die dieses Abkom-
men unterzeichnet hat, eine be-
glaubigte Abschrift.



808 38. Stück — Ausgegeben am 24. Juni 1957 — Nr. 127

ZUSATZPROTOKOLL
ZUM ALLGEMEINEN

ABKOMMEN ÜBER DIE
PRIVILEGIEN U N D

IMMUNITÄTEN DES
EUROPARATES

Die Regierungen, die am
2. September 1949 in Paris das
Allgemeine Abkommen über die
Privilegien und Immunitäten
des Europarates (nachstehend
„Abkommen" genannt) unter-
zeichnet haben, sind in dem
Wunsche, die Bestimmungen des
Abkommens zu ergänzen,

wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Jedes gegenwärtige oder zu-
künftige Mitglied des Europa-
rates, das das Abkommen nicht
unterzeichnet hat, kann ihm
und diesem Protokoll durch
Hinterlegung entsprechender
Beitrittsurkunden beim Gene-
ralsekretär des Europarates bei-
treten, der die Mitglieder des
Rates von dieser Hinterlegung
in Kenntnis setzt.

Artikel 2

a) Die Bestimmungen des Tei-
les IV des Abkommens finden
auf die Vertreter, die an den
Sitzungen der Ministerstellver-
treter teilnehmen, Anwendung.

b) Die Bestimmungen des
Teiles IV des Abkommens fin-
den Anwendung auf die Ver-
treter (mit Ausnahme der Ver-
treter der Beratenden Versamm-
lung), die an Konferenzen teil-
nehmen, die vom Europarat
einberufen werden und außer-
halb der Tagungen des Mini-
sterkomitees und der Minister-
stellvertreter stattfinden; die
Vertreter, die an diesen Kon-
ferenzen teilnehmen, können
sich jedoch bei einer Verhaftung
oder gerichtlichen Verfolgung
nicht auf diese Immunität be-
rufen, wenn sie auf frischer Tat
betreten werden.

Artikel 3

Die Bestimmungen des Arti-
kels 15 des Abkommens finden
— unabhängig davon, ob die
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Beratende Versammlung tagt
oder nicht — auf die Vertreter
in der Versammlung sowie auf
ihre Stellvertreter Anwendung,
wenn sie an einer Sitzung eines
Ausschusses oder Unterausschus-
ses der Versammlung teilneh-
men, sich an den Sitzungsort
begeben oder von dort zurück-
kommen.

Artikel 4

Die ständigen Vertreter der
Mitglieder beim Europarat ge-
nießen während der Ausübung
ihrer Tätigkeit und auf den
Reisen zu und von Konferenz-
orten die Privilegien, Immuni-
täten und Erleichterungen, die
diplomatischen Beamten von
entsprechendem Rang gewährt
werden.

Artikel 5

Die Privilegien und Immuni-
täten werden den Vertretern
der Mitglieder nicht zu ihrem
persönlichen Vorteil gewährt,
sondern um ihnen die unab-
hängige Ausübung ihrer Pflich-
ten in Verbindung mit dem Eu-
roparat zu sichern. Infolgedessen
hat ein Mitglied nicht nur das
Recht, sondern die Pflicht, die
Immunität seiner Vertreter in
jedem Falle aufzuheben, in dem
nach der Meinung des Mitglie-
des die Immunität den Lauf der
Gerechtigkeit hindern würde
und in dem die Immunität ohne
Nachteil für den Zweck, für den
sie gewährt wurde, aufgehoben
werden kann.

Artikel 6

Die Bestimmungen des Ar-
tikels 4 sind nicht anwendbar
auf einen Vertreter gegenüber
den Behörden des Staates, des-
sen Staatsangehöriger er ist oder
dessen Vertreter er ist oder war.

Artikel 7

a) Dieses Protokoll steht den
Mitgliedern, die das Abkommen
unterzeichnet haben, zur Unter-
zeichnung offen. Das Protokoll
wird gleichzeitig mit dem Ab-
kommen ratifiziert oder nach
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der Ratifikation des letzteren.
Die Ratifikationsurkunden wer-
den beim Generalsekretär des
Europarates hinterlegt.

b) Dieses Protokoll tritt mit
dem Tag in Kraft, an dem es
von allen Signatarstaaten ratifi-
ziert ist, die bis dahin das Ab-
kommen ratifiziert haben, so-
fern die Zahl der Signatarstaa-
ten, die das Abkommen und das
Protokoll ratifiziert haben, nicht
weniger als sieben beträgt.

c) Für die Signatarstaaten, die
das Protokoll nachträglich rati-
fizieren, tritt es mit der Hinter-
legung der Ratifikationsurkunde
in Kraft.

d) Für die Mitglieder, die dem
Abkommen und dem Protokoll
gemäß Artikel 1 beigetreten
sind, treten das Abkommen und
das Protokoll in Kraft

aa) mit dem im vorstehenden
Absatz b angegebenen
Tage, wenn die Beitritts-
urkunde vor diesem Zeit-
punkt hinterlegt worden
ist, oder

bb) mit der Hinterlegung der
Beitrittsurkunde, wenn die
Hinterlegung zu einem
späteren als dem im vor-
stehenden Absatz b ange-
gegebenen Zeitpunkt er-
folgt.

Zu Urkund dessen haben die
unterzeichneten, zu diesem
Zweck ordnungsgemäß bevoll-
mächtigten Vertreter dieses Pro-
tokoll unterschrieben.

Geschehen zu Straßburg, am
6. November 1952, in französi-
scher und englischer Sprache,
wobei beide Fassungen gleicher-
maßen authentisch sind, in
einem einzigen Exemplar, das in
den Archiven des Europarates
hinterlegt wird.

Der Generalsekretär übermit-
telt den Regierungen der Signa-
tarstaaten oder den Regierun-
gen der beigetretenen Staaten
eine beglaubigte Abschrift.

namens der Republik Österreich beizutreten und verspricht in deren Namen die gewissenhafte
Erfüllung der in dem Abkommen samt Zusatzprotokoll enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Beitrittsurkunde von dem gemäß Artikel 64 des Bundes-
Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten ausübenden Bundeskanzler unterzeichnet,
vom Vizekanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz, vom Bundes-
minister für Unterricht, vom Bundesminister für soziale Verwaltung, vom Bundesminister für
Finanzen, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau, vom Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, vom Bundes-
minister für Landesverteidigung und vom Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten

gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 26. April 1957.

Der gemäß Artikel 64 des Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten ausübende
Bundeskanzler :

Raab

Der Vizekanzler:
Schärf

Der Bundesminister für Inneres:

Helmer

Der Bundesminister für Justiz:

Tschadek

Der Bundesminister für Unterricht:
Drimmel

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Proksch

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:

Thoma

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:

Waldbrunner

Der Bundesminister für Landesverteidigung:

Graf

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Das vorliegende Abkommen ist gemäß Artikel 1 seines Zusatzprotokolls am 9. Mai 1957 für
Österreich in Kraft getreten.

Raab
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